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Wodurch zeichnet sich die Schweiz aus?

Die Stärken der Schweiz sind die direkte Demokratie und der Föderalis­
mus. Im Hinblick auf diese zwei politischen Institutionen findet sich unser 
Land unbestreitbar an der Spitze der Welt. In keinem anderen Staat sind so 
viele und so wichtige Entscheidungen mittels Volksabstimmungen getrof­
fen worden1. Hinsichtlich des dezentralisierten Staatsaufbaus ist die Stel­
lung der Schweiz weniger herausragend, unser Land ist aber zweifellos weit 
föderativer als andere Bundesstaaten wie etwa Deutschland oder Öster­
reich. Das Schweizer Modell findet gerade in jüngster' Zeit im Ausland Be­
achtung und wird nicht selten als Vorbild für die Zukunft des eigenen Lan­
des und auch Europas angesehen2.

Überraschenderweise werden die beiden politischen Institutionen in der 
Schweiz selbst zunehmend heftig kritisiert. Der direkten Demokratie und 
dem Föderalismus werden verfehlte und unmässig verzögerte Entschei­
dungen und mangelnde Innovationsfähigkeit vorgeworfen. Die Schweiz, so 
wird von Kritikern behauptet, könne die in der Gegenwart und Zukunft 
anstehenden Herausforderungen nicht erfolgreich meistern, wenn die di­
rekte Demokratie und der Föderalismus nicht zurückgedrängt würden.

Hier wird eine gegenteilige Ansicht vertreten. Die unmittelbare Mitwir­
kung des Volkes und die föderative Gliederung des Staates werden als we­
sentliche Voraussetzungen für eine moderne, zukunftsorientierte Gesell­
schaft angesehen, die politisch und wirtschaftlich erfolgreich sein will. Die 
gerade auch für die neue schweizerische Bundesverfassung wünschbaren 
Reformen müssen die direkte Demokratie und den Föderalismus stärken 
und nicht etwa schwächen. Entsprechend wird in dieser Arbeit ein Vor­
schlag vorgebracht, der die beiden politischen Institutionen wesentlich wei- 
terentwickelt und kräftigt. Sie dienen beide dazu, die Wünsche (Präferen­
zen) der Bürger bestmöglich zu erfüllen und deshalb werden direkte Volks- 
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durchaus über die wesentlichen Grundzüge der anstehenden Vorlagen in­
formiert. Selbstverständlich nehmen die Wähler die von den Sachverstän­
digen eingebrachten Argumente zur Kenntnis und unterscheiden entspre­
chend. Oft wird behauptet, die Bürger verstünden von der Sache weit we­
niger als Parlamentarier. Dieses Argument ist nur scheinbar richtig. Die 
Wähler wissen nämlich besser als Politiker, welche Alternative sie selbst 
vorzichen - und darauf kommt es in einer Demokratie an. Auch im Ver­
gleich zu den Sachkenntnissen der Parlamentarier schneiden die normalen 
Bürger übrigens nicht schlecht ab. Sie können nämlich ihre Alltagserfah­
rungen einbringen, während professionelle Politiker etwa in Deutschland 
nie in ihrem Leben einen normalen Beruf ausgeübt haben und deshalb von 
vielen Problemen wenig Ahnung haben (Enzensberger 1992). Bei vielen 
Geschäften sind Parlamentarier auch deshalb wenig informiert, weil sie oh­
nehin so stimmen müssen (oder wollen), wie die Parteivorstände dies fest­
gelegt haben.

Als zweites Argument gegen die direkte Demokratie wird häufig auf den 
starken Einfluss der Interessengruppen bei Volksabstimmungen hingewie­
sen (vgl. insbesondere Borner, Brunetti und Straubhaar 1990,1994). 
Dies ist zweifellos richtig, entscheidend ist jedoch, ob dieser Einfluss stär­
ker als in einer repräsentativen Demokratie ist. Dagegen spricht zweierlei. 
Die Bürger sind in einer direkten Demokratie besser über politische Sach­
probleme informiert als in einem indirekten System. Sie lassen sich deshalb 
weniger durch reine Gruppeninteressen täuschen. Darüberhinaus ist es für 
Lobbyisten schwieriger, ihre Forderungen durchzusetzen, weil sie eine weit 
grössere Zahl von Menschen entsprechend beeinflussen müssen. Es ist ein­
facher, die Mitglieder eines zahlenmässig beschränkten Parlaments als alle 
Stimmbürger zu beeinflussen und im Extremfall deren Stimmen zu kaufen. 
In der Tat überbordet der Lobbyismus besonders in repräsentativen De­
mokratien, wie die Beispiele in Washington und Bonn zur Genüge zeigen.

Ein drittes, bei vielen Fortschrittlichen beliebtes Argument gegen die direk­
te Demokratie ist deren behauptete Langsamkeit (vgl. z. B. Lambelet 
1996, sowie wiederum Borner, Brunetti und Straubhaar 1990,1994). 
Notwendige Änderungen seien nicht durchsetzbar oder würden erst viel 
später als anderswo eingeführt. Diese Vorstellung scheint auch im Verfas­
sungsentwurf 1995 für die Schweiz durch. Im Vorwort werden Reformen in 
den Volksrechten mit dem Argument begründet: Die Handlungs- und Ent­
scheidungsfähigkeit der Schweiz soll gestärkt werden.
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Auch dieses Argument ist nur auf den ersten Blick überzeugend, erweist 
sich aber im Rahmen einer Demokratie ais irreführend. Grundsätzlich soll­
te Veränderung nicht mit Fortschritt glcichgesetzt werden. Wesentlich ist 
vielmehr, das demokratische Verfahren zu akzeptieren. Entscheiden sich 
dann die Stimmbürger in einer fair durchgeführten Abstimmung für eine 
bestimmte Lösung, ist es verfehlt, diese als rückständig oder modernistisch 
zu brandmarken; was zählt ist allein der richtige, eben direkt-demokrati­
sche Prozess. Jeder Bürger und jede Bürgerin'kann und soll die eigene 
Meinung vertreten und andere zu überzeugen suchen - die persönliche 
Ansicht darf aber nicht zum allgemeinen Massstab erhoben werden. Der 
vom Volk verwehrte Eintritt in die Vereinten Nationen mag manchen als 
rückständig oder gar skurril erscheinen. Dies gilt vor allem für Politiker 
und Diplomaten, die gern auf dem internationalen Parkett aufgetreten 
wären. Es gibt aber auch achtbare Gründe dagegen, - und diese wurden of­
fensichtlich von den Abstimmenden stärker gewichtet.

Die am häufigsten vorgebrachten Argumente gegen die direkte Demokra­
tie sind somit keineswegs überzeugend. Für direkte politische Beteiligung 
des Volkes spricht aber vor allem, dass sie eindrückliche Ergebnisse liefert. 
Mit Hilfe ökonometrischer Methoden wurde gezeigt, dass eine gut ausge­
baute direkte Demokratie für die entsprechenden Gemeinwesen in mehr­
facher Hinsicht politisch und wirtschaftlich vorteilhaft ist.

In stärker direkt demokratisch organisierten Kantonen hat die Bevölke­
rung eine positivere Einstellung zum Staat. Das im Vergleich zu eher reprä­
sentativ ausgerichteten Kantonen bessere Vertrauensverhältnis zwischen 
Bürgern und Politikern erleichtert die Durchführung einmal getroffener 
Entscheidungen. In ökonomischer Fachsprache: Die Transaktionskosten 
sind tiefer, was für alle von Vorteil ist. Konkret konnte eine positivere 
Einstellung der Bürger zum Staat in Form einer höheren Steuermoral in 
stärker direkt demokratischen Kantonen nachgewiesen werden (Weck- 
Hannemann und Pommerehne 1989, Pommerehne und Frey 1993). Das 
von vielen Beobachtern in der Schweiz festgestellte günstige politische und 
wirtschaftliche Klima (z.B. Gwartney, Lawson und Block’1996) kann so­
mit auf die Institutionen der unmittelbaren Volksbeteiligung zurückgeführt 
werden.

Soeben wurde von zwei jüngeren Ökonomen (Feld und Savioz 1996) 
ökonometrisch gezeigt, dass die 17 Kantone, die stärker den Institutionen 
der direkten Demokratie vertrauen, eine um rund 15 Prozent höhere Wirt­
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zuführen, dass grössere staatliche Einheiten keineswegs kostengünstiger 
arbeiten. Dies trifft selbst für die reinen administrativen Kosten zu (vgl. 
z.B. die Auswirkungen des Gemeindezusammenschlusses in Baden-Würt­
temberg 1975). Schon gar nicht vorteilhafter sind grössere staatliche Ein­
heiten, wenn auch die auf die Bürger entfallenden zusätzlichen Wege- und 
Informationskosten berücksichtigt werden. Vieles was in einer Gemeinde 
informell und rasch mit dem Ortsvorsteher oder Bürgermeister bespro­
chen werden kann, erfordert in grösseren Einheiten einen erheblichen Auf­
wand. Wie lange dauert cs nur schon, bis in einem für Aussenstehende un­
durchsichtigen Verwaltungsgebilde die zuständige Anlaufstelle gefunden 
wird - falls sich überhaupt jemand für zuständig erachtet.

Aufgaben, die den Rahmen einer einzelnen Gebietskörperschaft sprengen, 
lassen sich durch Verträge zwischen verschiedenen Gemeinden und/oder 
Kantonen lösen. Der weiter unten gemachte Vorschlag multipler funktio­
naler Einheiten (FOCJ) ist mit den heute bereits wohlbekannten Zweck­
verbänden (in den Vereinigten Staaten den «special districts») und den 
kantonalen Konkordaten verwandt.

Gegen den Föderalismus wird zweitens eingewandt, dass dadurch räumli­
che externe Effekte («spillovcrs») erzeugt würden. Bei positiven «spill- 
overs»ist das Angebot öffentlicher Leistungen zu gering, weil zwar ein Nut­
zen entsteht, die Empfänger in den anderen Gebietskörperschaften aber 
nicht dafür bezahlen. Negative «spillovers» verursachen hingegen zu hohe 
Schäden, weil die damit belasteten Bürger in den angrenzenden Gebiets­
körperschaften sich nicht dagegen wehren können. Bei dieser Argumen­
tation wird jedoch übersehen, dass diese Externalitäten nur deshalb entste­
hen, weil die Grenzen falsch gezogen sind. Die unten vorgeschlagenen 
FOCJ setzen an genau diesem Punkt an.

Schliesslich wird gegenüber dem Föderalismus zu Bedenken gegeben, dass 
Konjunktur- und Umverteilungspolitik nur auf nationaler Ebene möglich 
sei. Dieses Argument ist teilweise berechtigt, trifft aber nicht den Kern. Föde­
ralismus bedeutet nicht, dass alle Funktionen auf kleinster lokaler Ebene 
(den Gemeinden) durchgeführt werden müssen. Es gibt durchaus nationale 
Aufgaben, die auf Bundesebene gelöst werden müssen. Allerdings ist gera­
de für die Schweiz überzeugend nachgewiesen worden (Kirchgässner 
und Pommerehne 1996, Feld und Kirchgässner 1995), dass die grossen 
Steuerunterschiede zwischen den Kantonen eine erhebliche Einkommens­
umverteilung nicht verhindern, weil sich die Mobilität in Grenzen hält7.
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Die ökonometrische Forschung zum Föderalismus steht erst am Anfang. 
Die grösste Aufmerksamkeit hat die Frage gefunden, ob ein dezentralisier­
ter Staatsaufbau das Wachstum des öffentlichen Sektors einschränkt. Bis­
her konnte (noch) keine überzeugende empirische Evidenz für die aufge­
stellten Thesen gefunden werden (vgl. Feld und Kirchgässner 1995: 
16-18). So findet z.B. Oates (1972,1985) keinen statistisch signifikanten 
Zusammenhang zwischen der Grösse des Staatssektors und dem Ausmass 
an fiskalischer Dezentralisierung (gemessen durch die Zahl der in einem 
Staat existierenden Gebietskörperschaften). Forbes und Zampelli (1989) 
stellen sogar fest, dass die Zahl der miteinander im Wettbewerb stehenden 
amerikanischen «counties» und die Staatsausgabeh positiv miteinander 
verknüpft sind.

Die stark durch Barro (1990) sowie Barro und Sala-i-Martin (1992) 
beeinflusste moderne, empirisch orientierte Wachstumsforschung bezieht 
zwar institutionelle (politische) Faktoren ein, hat aber bisher den Einfluss 
des Föderalismus vernachlässigt. Eines aber kann als gesichert gelten: 
»Kleine Länder sind wirtschaftlich besonders erfolgreich. Man denke etwa 
an das besonders hohe Pro-Kopf-Einkommen von Liechtenstein, Luxem­
burg, Monaco, Dänemark oder der Schweiz. Auch in dem vom Davoser 
«World Economic Forum» entwickelten Index der Wettbewerbsfähigkeit 
stehen kleine Länder an der Spitze. Er belegt die Fähigkeit eines Landes, 
nachhaltig hohe Steigerungsraten des Bruttoinlandproduktes pro Kopf zu 
erzielen. Wie aus Tab. 1 ersichtlich ist, sind acht der zehn am höchsten ein­
gestuften Länder klein oder sogar sehr klein. Die zwei grossen Länder un­
ter diesen «top ten», die Vereinigten Staaten und Kanada, müssen sich mit 
den Rängen 4 und 8 begnügen.

Tab. 1: Die Wettbewerbfähigkeit von Ländern.
World Economic Forum, 1996.

Quelle: Economist, June Ist 1996, p. 84.

Rang Land Rang Land
1 Singapur 6 Schweiz
2 Hongkong 7 Norwegen
3 Neuseeland 8 Kanada
4 Vereinigte Staaten 9 Taiwan .
5 Luxemburg 10- Malaysia
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Deshalb ist prozessorientiert vorzugehen. Den Gemeinden, und wenn mög­
lich den einzelnen Bürgern, muss die Freiheit garantiert werden, sich an 
FOCJ zu beteiligen. Die Bürger müssen über den Beitritt ihrer Gemeinden 
zu FOCJ und über deren Verfassungen (inkl. den jeweiligen Ein- und Aus­
trittsbedingungen) abstimmen können. Damit wird gesichert, dass diese 
neue Form von Jurisdiktion ein föderales Netz von Regierungseinheiten 
bildet, das eng an die Bürgerpräferenzen gebunden ist und sich der Geo­
graphie der Probleme anpasst.

FOCJ zeichnen sich durch vier Eigenschaften aus: Ein «FOCUS» - wie die 
Einzahl von von FOCJ bezeichnet sei - bestimmt sich nach der zu erfüllen­
den Funktion. FOCJ sind überlappend, da jede Funktion eine andere Aus­
dehnung des entsprechenden FOCUS erfordert; sie konkurrieren um Ge­
meinden und Bürger, und innerhalb dieser Gebilde herrscht demokrati­
scher Wettbewerb; diese Einheiten können Volksinitiativen und Referen­
den, möglicherweise auch Volksversammlungen (Landsgemeinden) vorse­
hen. Ausserdem besitzen sie die Steuerhoheit.

FOCJ können viele Staatsleistungen effizient erbringen. Dies zeigen u.a. 
die mit FOCJ verwandten «special districts» in den USA, die unterschiedli­
che Funktionen z.B. in den Bereichen Erziehung, Umweltschutz, Transport 
und Polizei erfüllen. Viele besitzen eine (begrenzte) Steuerhoheit und di­
rekte Demokratie. Wie ökonometrische Studien belegen, sind «special 
districts» umso effizienter, je direkter der Einfluss der Bürger ist. Ähnliche 
Gebietskörperschaften haben sich auch in verschiedenen Schweizer Kan­
tonen bewährt, in denen es nicht nur einen Gemeindetyp gibt, sondern ein 
Netz von überlappenden, funktionalen Gemeinden mit Steuerhoheit. Dies 
trifft etwa auf den Kanton Zürich zu, wo es neben den politischen und 
kirchlichen Gemeinden auch noch Ober- und Unterstufenschulgemeinden 
und Bürgergemeinden gibt.

Besonders geeignet sind FOCJ für grenzüberschreitende Zusammenarbeit. 
Ein Beispiel ist die Polizeifunktion (Verkehrsregelung, Umweltschutz, Ver­
brechensbekämpfung, usw.) auf dem Bodensee. Heute ist die formelle Kom­
petenz der lokalen Polizeistellen in den drei anliegenden Ländern, über die 
Landesgrenze direkt zusammenzuarbeiten und Informationen auszutau­
schen, eng begrenzt. Der Dienstweg führt von den Entscheidungsträgern in 
Gemeinden über Kreise (Bezirke und Länder bzw. Kantone) endlich zu 
den Bundesregierungen, die dann miteinander verhandeln. Dieses Verfah­
ren ist enorm komplizcrt und langsam. Lokale Verwaltungen bevorzugen 
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deshalb informelle Absprachen, deren Erfolg aber von guten'persönlichen 
Beziehungen abhängt. Dagegen wären die Vorteile eines Bodensee-FO- 
CUS offensichtlich.

Demokratische Institutionen und die Austrittsoption ermöglichen den Bür­
gern solcher Jurisdiktion, die Regierung wirkungsvoll zu kontrollieren. 
Dank funktionaler" Konzentration können sie die staatlichen Leistungen 
einfach beurteilen und vergleichen. Zudem haben sie grosse Anreize, sich 
über politische Fragen zu informieren, weil sie das politische Wissen auch 
für private Abwanderungs- und Austrittsentscheidüngen nutzen können.

Darüber hinaus vermögen FOCJ öffentliche Leistungen besonders kosten­
günstig anzubieten. Dank räumlicher Flexibilität können sie unterschiedli­
che «economies of scale» in der Herstellung staatlicher Leistungen (wie 
z.B. Kläranlagen und Landesverteidigung) ausnützen und «spillovers» mi­
nimieren. So werden Abwasser-FOCJ oft nur aus Teilen einer Gemeinde 
bestehen. Ein Verteidigungs-FOCUS hingegen könnte ganz Europa und 

♦ sogar nicht-europäische Länder umfassen. Dass Grössenanpassungen durch­
aus möglich sind, wird durch die schweizerischen Erfahrungen illustriert. 
So sind seit 1850 68 Gemeinden durch Teilung entstanden und rund 300 zu­
sammengelegt worden. Ein anderes Beispiel ist die Abspaltung des Kan­
tons Jura, in deren Folge viele Grenzgemeinden und das Laufental den 
Kanton wechselten. Alle diese Gebietsanpassungen wurden durch Volksab­
stimmungen in den betroffenen Gemeinden und Kantonen beschlossen.

Die Steuerautonomie vermittelt schliesslich Anreize, die Mittel sparsam 
einzusetzen. Funktionale Jurisdiktionen werden deshalb oft Leistungen 
nicht selbst produzieren, sondern im Auftrag vergeben. Dadurch werden 
Märkte gestärkt und der öffentliche Sektor zurückgedrängt. Die funktiona­
le Konzentration bringt Spezialisierungsgewinne und öffnet den Markt für 
Politiker fachlich kompetenten Aussenseitern und neuen politischen Grup­
pierungen. Minderheiten (z.B. ethnische Gruppen), die mit der Regierungs­
politik in einzelnen, für sie besonders wichtigen Bereiche nicht einverstan­
den sind, können einen neuen FOCUS für diese Leistungen gründen. Die 
Möglichkeit solch partiellen Austritts verhindert auch neue Handelsschran­
ken. Insofern wirken FOCJ markterhaltend.

FOCJ verändern die Rolle der Nationalstaaten. Sie zerschlagen sie nicht, 
sondern eröffnen neue klein- und grossräumige (multinationale) Alternati­
ven. FOCJ erfüllen nur diejenigen Aufgaben, die ihnen von den Bürgern 
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Eine vom Bund betriebene Harmonisierung bewirkt eine Unterdrückung 
des fiskalischen Wettbewerbs. Art. 108 ist deshalb crsatzlos zu streichen.

Stärkung der direkten Demokratie

Eine im Verfassungsentwurf 1995 vorgesehene wesentliche Einschränkung 
der direkten Demokratie besteht darin, dass zwingende Bestimmungen des 
Völkerrechtes nicht durch Initiativen [Art. 117, 3] oder Referenden [Art. 
125,126,143,166bis der Reformvorschläge Volksrechte] in Frage gestellt 
werden dürfen. Diese Beschränkung widerspricht dem fundamentalen 
Prinzip der direkten Demokratie (vgl. auch Barber 1994, Archiburgi und 
Held 1995). Die direkte Volksbeteiligung beruht auf dem Grundvertrauen, 
dass die Bürger entgcgenlautende Initiativen und Referenden ablehnen 
werden, wenn es ihnen einleuchtet, dass Bestimmungen des Völkerrechtes 
erhalten bleiben sollen. Sie werden dabei auf die Argumente der Völker­
rechtler und Politiker hören, sie aber nicht notwendigerweise befolgen. Das 
bestimmte Bestimmungen zwingend sein sollen, widerspricht ebenfalls 
dem demokratischen Grundprinzip. Gemeint ist wohl, dass die Kosten der 
Verletzung derartiger Verträge schwerwiegend sind - und genau das wer­
den die Wähler bei ihrer Entscheidung gebührend berücksichtigen. Ent­
scheiden sie jedoch anders, sind sie offensichtlich bereit, die entsprechen­
den politischen und wirtschaftlichen Kosten zu tragen. Den Wählern muss 
die Kompetenz erhalten bleiben, selbst zu bestimmen, ob tatsächlich eine 
Bestimmung des Völkerrechtes zwingend ist - diese Entscheidung darf in 
einer direkten Demokratie nicht Experten überlassen bleiben (nicht zu­
letzt, weil darüber ja wohl auch kein Konsens besteht).12

Die Reformvorschläge Volksrechte (Verfassungsentwurf 1995, S. 52-56) 
schränken die direkte Demokratie auch ein, indem die erforderlichen Un- 
terschriftenzahlen für Initiativen (um 100 000 auf 200 000 Stimmberechtig­
te) und für fakultative Referenden (um 50 000 auf 100 000 Stimmberechtig­
te) verdoppelt würden. Allerdings lässt sich dagegen argumentieren, dass 
dadurch die Volksrechte verwesentlicht würden (z.B. Kleinewefers 1995). 
Dieser Aspekt soll hier nicht diskutiert werden, weil er dadurch ungebühr­
lich noch mehr als schon bisher ins Zentrum der öffentlichen Verfassungs­
diskussion gerückt würde. Die oben behandelten Fragen, insbesondere der 
enge Zusammenhang zwischen direkter Demokratie und Föderalismus, 
scheinen mir aus den dort angeführten Gründen wesentlich wichtiger zu 
sein.
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